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Erster Teil 
Das Staatssystem des Kaiserreichs 

Das bismarcksche Reich und damit auch Parlament und Gesetzgebung gewan-
nen ihre besondere Prägung durch zwei Hauptmerkmale: Bundesstaat und 
Konstitutionelle Monarchie. Die Beharrongskraft der klein- und mittelstaatli-
chen Regenten, die ihre Stütze an dem System der europäischen Großmächte 
und dem deutschen Dualismus zwischen Preußen und Österreich gefunden hat-
ten, bedingte den föderalen Charakter der geeinten (klein-)deutschen Monar-
chie. Dafür gab es kein unmittelbares Vorbild - die Bundesstaaten USA und 
Schweiz waren ja republikanisch verfaßt. Die konstitutionelle Monarchie ihrer-
seits war Staatsform aller deutschen Flächenstaaten und damit naturgemäß auch 
Grundlage des neugeschaffenen Reiches, zumal sie als "Komprorniß" zwischen 
monarchischer Allmacht und republikanischen Bestrebungen dem Zeitgeist 
entsprach. Die neugeschaffene Verbindung von Bundesstaatlichkeit und Konsti-
tutionalismus in der Reichsverfassung setzte der parlamentarischen Gesetzge-
bung Grenzen, bot ihr aber auch Entwicklungschancen. 

A. Das Reich als Bundesstaat 

Das Bismarckreich entstand als Zusammenschluß ursprünglich souveräner 
Staaten, und zwar zunächst 1867 als Norddeutscher Bund, 1871 dann unter 
Einbeziehung der süddeutschen Staaten - mit Ausnahme Österreichs - als Deut-
sches Reich I. Deutschland wurde damit vom Staatenbund (Deutscher Bund) 
zum Bundesstaat2. Der bundesstaatliche Charakter des Deutschen Reiches war 

Quellen bei Fenske. Weg zur Reichsgründung; grundlegende Darstellung bei Becker. Bis-
marcks Ringen; von den zahlreichen Darstellungen der deutschen Geschichte in der zweiten Hälfte 
des 19. Jahrhunderts seien hier aus neuester Zeit genannt Craig. Deutsche Geschichte 1866-1945. 
S. 13 ff.; Mommsen. Ringen um den nationalen Staat; Nipperdey, Deutsche Geschichte 1866-
1918 2. S. lI ff., Stürmer. Ruheloses Reich; aus verfassungsgeschichtlicher Sicht Boldt. Deutsche 
Verfassungsgeschichte 2. S. 163 ff.; Huber, Kaiserreich als Epoche verfassungsstaatlicher Ent-
wicklung; ders .• Verfassungsgeschichte 3. S. 510 ff.; Kröger. Einführung in die jüngere deutsche 
Verfassungsgeschichte, S. 82 ff.; Willoweit, Deutsche Verfassungsgeschichte. S. 234 ff.; gegen die 
ganz herrschende Meinung von der Identität Norddeutscher Bund - Deutsches Reich Huber, Ver-
fassungsgeschichte 3. S. 760 ff. 

2 Arndt. Staatsrecht, S.I ff .• 41; Hänel. Staatsrecht I. S. 14ff., 192ff.; Meyer, Lehrbuch des 
Staatsrechts, S. 132 ff .• 169 f.; Rönne, Staat~recht I. S. 35 ff.; Zorn, Staatsrecht I, S. 75 ff.; aus 
heutiger Sicht besonders Huber. Verfassungsgeschichte 3. S. 786 ff.; vgl. Binder. Reich und 
Einzelstaaten. S. I ff .• jeweils m.w.N. 
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und ist kaum umstritten; die Souveränität3 lag zumindest nicht mehr ausschließ-
lich auf der Ebene der Länder4. Für die Frage, wie sich das Verhältnis zwischen 
Reich und Ländern staatstheoretisch im einzelnen gestaltete, ist in erster Linie 
von der organisatorischen Struktur des Kaiserreichs auszugehen. Nach dem 
Verfassungstext war oberstes Organ der BundesratS, der aus Vertretern der 
Länder bestand. Er war Reichs-, nicht etwa gemeinsames Länderorgan6, und 
übte sowohl Gesetzgebungs- als auch Regierungsfunktionen aus. Auch wenn 
sich letzteres durch die Einführung des verantwortlichen Reichskanzlers und die 
"normative Kraft des Faktischen" relativieren sollte, wie noch zu zeigen sein 
wird, hatten doch die Länder mittels ihrer Vertretung im Bundesrat maßgebli-
chen Einfluß auf die Reichspolitik. Gerade im Bereich der Gesetzgebung war, 
anders als nach dem Grundgesetz, stets die Zustimmung des Bundesrats erfor-
derlich (Art. 5 RVerf). Die Länder hatten ihrerseits originäre Rechte7; soweit 
dem Reich nicht ausdrücklich die Gesetzgebungskompetenz für bestimmte 
Materien zugewiesen war, stand sie den Ländern zu. Eine mögliche Ausweitung 
der Reichskompetenz war im Bundesrat nach Art. 78 RVerf bereits durch 14 
der 58 Stimmen, d.h. allein von Preußen oder den anderen drei Königreichen, 
zu verhindern. Die Übertragung aller Kompetenzen auf das Reich hätte ohnehin 
dem bundesstaatIichen Prinzip widersprochen8. 

Geschützt war auch die Existenz jedes Gliedstaats sowie die Gliederung des 
Reiches in Länder an sich9• Besonders betont wurde die EigenstaatIichkeit der 
Länder durch die Entstehung des Reiches als eines Bündnisses von Staaten, die 
Übernahme der Stimmenverhältnisse im Bundesrat vom Bundestag des Deut-
schen Bundes und den Austausch von Gesandten der Länder untereinander 
sowie zum Teil sogar mit auswärtigen Mächten lO• Dem stehen gegenüber die 

Zum Begriff der Souveränität aus heutiger Sicht Randelzhofer, Staatsgewalt und Souveräni-
tät, m.w.N. 

4 
A.A. Seydel, Bundesstaatsbegriff, S. 215 ff.; ders., Commentar, S. 13 ff. 

, Zum Bundesrat Arndt, Staatsrecht, S. 88 ff.; Meyer, Lehrbuch des Staatsrechts, S. 353 ff.; 
Riinne, Staatsrecht 1, S. 194 ff.; Schulze, Lehrbuch des Staatsrechts 2, S. 45 ff.; Zorn, Staats-
recht 1, S. 145 ff.; aus heutiger Sicht Binder, Reich und Einzelstaaten, S. 41 ff.; Huber, Verfas-
sungsgeschichte 3, S. 848 ff.; Rauh, Föderalismus und Parlamentarismus, S. 48 ff.; Scholl, Bun-
desrat, S. 18 ff. 

6 Arndt, Staatsrecht, S. 114; Hänel, Staatsrecht I, S.336; R{;nne, Staatsrecht I, S. 195; 
Schulze, Lehrbuch des Staatsrechts 2, S. 47; heute Huber, Verfassungsgeschichte 3, S. 853; Krö-
ger, Einführung in die jüngere deut~che Verfassungsgeschichte, S. 94; Scholl, Bundesrat, S. 34 ff.; 
a.A. zeitgenössisch Seydel, Commentar, S. 124 f., 132. 

7 Huber, Verfassungsgeschichte 3, S. 794. 
M Huber, Verfassungsgeschichte 3, S. 794 f., 803 f., mit Nachweisen zur älteren Literatur, in 

der diese Frage umstritten war . 
• Ebenda. 
JO Zu den Gesandtschaften siehe Binder, Reich und Einzelstaaten, S. 164 ff. 
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nach Art. 19 RVerf mögliche Exekution gegen Bundesmitglieder und die in der 
Präambel der Verfassung ausdrücklich erwähnte ewige Dauer des Bundes. Auch 
erfolgte die Besetzung wesentlicher Positionen der Reichsleitung nicht durch 
Entsendung seitens der Länderregierungen; hinzu kommen noch die gemein-
same Staatsangehörigkeit (Art. 3 RVert) und der Reichstag als "unitarisches" 
Element. Während also einige Relikte aus der Zeit des Deutschen Bundes bzw. 
Anknüpfungen daran in der Verfassung verblieben, die die Länder als eigen-
ständige Staaten erscheinen lassen, drücken gerade die neugeschaffenen Ver-
satzstücke im Verfassungsgefüge des Reiches dessen Charakter als nationaler 
Staat aus. Das entsprach sowohl der tatsächlichen Entstehungsgeschichte der 
Bismarckschen Gründung, in der neben dem formalen Bündnis mit den Fürsten 
das politische Zusammenwirken mit der liberalen Nationalbewegung eine ent-
scheidende Rolle gespielt hatte, als auch der weiteren Entwicklung, die in 
Richtung einer Stärkung der Reichseinheit ging. Wollte man gleichwohl eine 
zum Teil noch bei den Ländern liegende Souveränität annehmen - wogegen aus 
verfassungstheoretischer Sicht bereits einzuwenden ist, daß Souveränität als 
höchste Staatsgewalt nicht teilbar istll -, so hätte sich diese in der Ver-
fassungspraxis nicht ausgewirkt. Fraglich ist allerdings, ob die Souveränität 
beim Reich als höherer Einheit lag oder zwischen einem Zentralstaat 
("Gesamtstaat") und einem Gesamtstaat ("Bundesstaat") zu differenzieren ist, 
wobei ersterer die zentralen Aufgaben wahrnimmt, letzterer als Zusam-
menfassung von Zentralstaat und Ländern aber den souveränen Staat darstellt. 12 

Die hiermit angesprochene Dreigliederungslehre erklärt letztlich ein von der 
Verfassung weder genanntes noch gar mit Kompetenzen ausgestattetes und auch 
politisch nicht erkennbares Konstrukt zum eigentlichen Staat. Ob solcher Pra-
xisferne ist sie abzulehnen. Staatsrechtlich war das Kaiserreich also ein Bun-
desstaat, bei dem über der Ebene der Länder das souveräne Reich stand. 

Aufgrund der Konstruktion des Bundesrats war allerdings der Einfluß der 
Länder auf die Tätigkeit des Reiches größer als umgekehrt. Die Bundesrats-
vertreter der Länder waren gemäß Art. 7 RVerf an Instruktionen ihrer je-
weiligen Regierung gebunden, d.h. diese bestimmten nicht nur, wer sie vertrat, 
sondern auch wie er sie vertrat. Das Reichsorgan Bundesrat war daher ganz 
offiziell in seiner Beschlußfassung vom Willen der Länderregierungen ab-
hängig. Wenn der Bundesrat die ihm ursprünglich zugedachten Regierungs-

11 Huber, Verf:)~sungsgeschichte 3, S. 794 f.; vgl. Randelmo/er, Staat~gewalt und Souveränität, 
S. 705; insoweit ijbereinstimmend Seydel, Bundesstaatsbegriff, S. 185 ff.; Zorn, Staatsrecht 1, 
S.65. 

12 Letztere Ansicht, die "Dreigliederungslehre", wurde vor allem vertreten von Hänel, Studi-
en I, S. 63 ff.; dem folgt heute Kröger, Einführung in die jüngere deutsche Verfassungsgeschichte, 
S. 93; andere ältere Variante der Dreigliederungslehre bei Gierke, Labands Staatsrecht, S. 1168 ff.; 
Gegenargllmentation bei Huber, Verfassungsgeschichte 3, S. 792 ff. 
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